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E-Mail -Antworten sind bitte unter Anführung der 
Geschäftszahl an recht@bka.gv.at zu richten. 

Herrn  
Alexander FANTA  
Siebenbrunnengasse 18 
1050 Wien 

Geschäftszahl: 2022-0.531.516   

Auskunftspflichtgesetz 
Übernahme von Reisekosten für Journalisten [#2651] 
Folgeanfrage 
2022-0.370.555 

Sehr geehrter Herr Fanta, 

bezugnehmend auf Ihre Folgeanfrage vom 21. Juli 2022 ist Folgendes auszuführen: 

Ihr  Auskunftsersuchen  vom  17. Mai 2022 betreffend „Übernahme von Reisekosten für 
Journalisten“ wurde bereits mit Schreiben vom 28. Juni 2022 beantwortet.  

Nunmehr  ersuchen  Sie  darüber  hinaus  um  Aufschlüsselung  der  einzelnen  Reisen  und 
Beträge nach Medien. 

Das Auskunftspflichtgesetz regelt in § 1, dass die Organe des Bundes über Angelegenheiten 
ihres Wirkungsbereiches Auskünfte zu erteilen haben, soweit eine gesetzliche 
Verschwiegenheitspflicht dem nicht entgegensteht. 

Auskünfte  sind  nur  in  einem  solchen  Umfang  zu  erteilen,  der  die  Besorgung  der  übrigen 
Aufgaben der Verwaltung nicht wesentlich beeinträchtigt. Sie sind nicht zu erteilen, wenn 
sie offenbar mutwillig verlangt werden. 
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Auskünfte  im  Sinne  der  Auskunftspflichtgesetze  des  Bundes  und  der  Länder  haben  stets 
Wissenserklärungen zum Gegenstand, wobei deren Inhalt ausschließlich solche 
Informationen sind, die zum Zeitpunkt der Anfrage der Verwaltung bereits bekannt sind und 
nicht erst von der ersuchten Verwaltungseinheit zum Zweck der Erfüllung der 
Auskunftspflicht  beschafft  werden  müssen.  Auskunftserteilung  bedeutet  die  Weitergabe 
von  Informationen  über  einen  Akteninhalt,  die  in  aller  Regel  nicht  jene  Detailliertheit  an 
Informationen  aufweisen  wird,  die  bei  der  Einsicht  in  die  Akten  zu  gewinnen  wäre.  Die 
Verwendung des Begriffs  „Auskunft“ bedingt, dass die Verwaltung nicht etwa zu 
umfangreichen  Ausarbeitungen,  zur  Erstellung  von  Gutachten  oder  zur  Beschaffung  von 
auch  anders  zugänglichen  Informationen  verhalten  ist.  Aus  dem  Gesetz  ist  insofern  ein 
Nachrang der Auskunftserteilung gegenüber den übrigen Aufgaben der Verwaltung 
ableitbar,  woraus  sich  ergibt,  dass  Auskunftsbegehren  konkrete,  in  der  vorgesehenen 
kurzen Frist ohne Beeinträchtigung der übrigen Verwaltungsabläufe beantwortbare Fragen 
enthalten  müssen  (DSB  15.4.2019,  DSB-D2019.750/1551-DSB/2019  [AuskunftspflichtG  II]; 
vgl VwGH  27.11.2018,  Ra  2017/02/0141 mH  auf  ErläutRV  41  BlgNR  17.  GP,  3; VwGH 
9.9.2015,  2013/04/0021;  vgl  idS  ferner  etwa VwGH  26.11.2008,  2007/06/0084; VwGH 
23.7.2013, 2010/05/0230). 

Die Ausarbeitung einer entsprechenden Aufschlüsselung – welche in der Form erst erstellt 
werden müsste – wäre sehr aufwendig, umfangreich und zeitintensiv und würde aufgrund 
des  starken  Arbeitsvolumens  der  Fachabteilung,  die  Bewältigung  der  übrigen  Aufgaben 
beeinträchtigen. 

Ihrer Folgeanfrage kann somit leider nicht nachgekommen werden. 

Wien, am 6. September 2022 
Für den Bundeskanzler: 
████ ▎

Elektronisch gefertigt 
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Datenschutzrechtliche Informationen gemäß Art 13 DSGVO: 

Verantwortlicher: Bundeskanzleramt, Ballhausplatz 2, 1010-Wien, Tel.: +43 1 531 15-0, 

E-Mail: post@bka.gv.at. 

Wir speichern und verarbeiten Daten ausschließlich im Sinne der Verordnung (EU) 

2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 

natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 

Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (DSGVO) sowie des 

österreichischen Datenschutzgesetzes, BGBl. I Nr. 165/1999, idgF. 

Unsere Zusendung erfolgt auf der Rechtsgrundlage des Bundesministeriengesetzes 1986, 

BGBl. Nr. 76/1986 idgF, Teil 2 der Anlage zu §2 (Informations- und Koordinationstätigkeit 

der Bundesregierung), bzw. zur Anbahnung und Abwicklung von Verträgen. Hierfür 

speichern wir Ihren Vor- und Zunamen, Ihre E-Mail-Adresse und ggf. sonstige 

personenbezogene Daten, die Sie im Zuge Ihres Schreibens an das Bundeskanzleramt 

übermitteln. Ihre Daten werden nach der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist für 

elektronische Akten im Bundeskanzleramt (Skartierungsfrist 10 Jahre) gelöscht. 

Für die zutreffende Beantwortung und Behandlung Ihres Anliegens werden relevante 

Auszüge Ihrer Daten (insbesondere Vor- und Zuname, E-Mail, Anschrift und ggf. 

Telefonnummern) - wenn organisationstechnisch erforderlich - an Dienststellen des 

Bundeskanzleramts weitergeleitet, sowie ggf. an andere Bundesministerien übermittelt.  

Ihre Rechte: 

Ihnen stehen grundsätzlich die Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, 

Einschränkung, Datenübertragbarkeit, Widerruf und Widerspruch zu. Wenn Sie der 

Meinung sind, dass die Verarbeitung Ihrer Daten gegen das Datenschutzrecht verstößt 

oder Ihre datenschutzrechtlichen Ansprüche sonst in einer Weise verletzt worden sind, 

können Sie sich bei der Aufsichtsbehörde beschweren. In Österreich ist dies die 

Datenschutzbehörde. 

Weitere Informationen: 

Sie erreichen uns unter folgenden Kontaktdaten: Bundeskanzleramt, Abteilung BKA - I/6 

(Rechts- und Vergabeangelegenheiten), Tel.: +43 1 53 115-202716, E-Mail: 

recht@bka.gv.at. 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie unter: Bundeskanzleramt, 

Datenschutzbeauftragte, Ballhausplatz 2, 1010-Wien, E-Mail: datenschutz@bka.gv.at. 
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